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Rechtsgültige Vertretung einer Urteilsunfähigen und zivilstandsabhängige Inventaraufnahme?
Sachverhalt

Ich bin für Frau K. als Beistand nach Art. 392, Ziff. 1 ZGB eingesetzt worden und muss nun über die Art der Inventaraufnahme entscheiden, resp. bei der VB den entsprechenden Antrag stellen. Die Verhältnisse der verbeiständeten Person sind recht unübersichtlich, so dass sich die Frage nach einem öffentlichen Inventar stellt.

Die verbeiständete Frau K. lebt seit Okt. 05 in unserem Zuständigkeitsgebiet. Sie hat - getrennt von ihrem türkischen Ehemann (Scheidungsverfahren lief offensichtlich in der Türkei, ist aber bei uns nicht rechtsgültig) - mit ihrer 16-jährigen Tochter (Kindsvater ist Schweizer) und zwei Wohnpartnern zusammen eine Wohnung gemietet (Vertrag bis Juni 09 fest) und hat div. Tiere (Pferd, Pony, Hunde und Katzen). Vor 2 Monaten erlitt sie eine Hirnblutung, sie ist seither nicht mehr ansprechbar. Die VB hat für die minderjährige Tochter eine Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 3 ZGB errichtet und für Frau K. eine nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB.

Als Beistand von Frau K. bin ich damit beschäftigt, die Unterlagen zur Erstellung des Eingangsinventars zusammen zu tragen. Dabei fällt auf, dass offensichtlich verschiedene Schulden bestehen, aber kein Vermögen. Es lässt sich kaum nachvollziehen, was an den früheren Wohnorten alles gelaufen ist, das sich heute noch auswirken könnte. Zudem wird Frau K. und ihre Tochter durch die Sozialhilfe unterstützt. 

Fragen
· Wie weit spielt bei der Inventaraufnahme der aktuelle Zivilstand eine Rolle: getrennt lebend, Aufenthalt des Ehemannes mir nicht bekannt.
· Sind die Voraussetzungen zur Anordnung eines öffentlichen Inventars nach Art. 398 Abs. 3 ZGB hier gegeben?

· Wenn ja: wer soll mit der Erstellung beauftragt werden?

· Wenn nein: welche Vorkehrungen meinerseits sind zu treffen, um dem Anspruch auf Vollständigkeit des Inventars möglichst zu entsprechen, reicht es aus, zur Erhebung der ‚Altlasten’ beim Betreibungsamt des früheren Wohnortes einen Auszug zu verlangen?

Erwägungen

1. Die Klientin ist in der Türkei verheiratet, hat dort offenbar ein Scheidungsverfahren durchlaufen und soll von ihrem Mann durch ein Urteil geschieden worden sein, das in der Schweiz nicht anerkannt werde. Ob diese Annahme zutrifft, müsste über die Einwohnerkontrolle, allenfalls mit Hilfe des Bundesamtes für Justiz, geklärt werden und scheint mir für die gesamte Betreuungsarbeit von zentraler Bedeutung.


2. Die Sachverhaltsermittlungen, welche die Vormundschaftsbehörde zur Errichtung der beiden Massnahmen veranlasst haben, bedürfen wahrscheinlich einer gründlichen Ergänzung. Wenn die betroffene Frau von der Sozialhilfe abhängig ist, müssten von dieser Stelle weitere sachdienliche Informationen, namentlich über den Zivilstand, die Arbeits- und Lebensverhältnisse, gesundheitliche Situation vor der Hirnblutung (medizinische Betreuung), Vermögenslage (Pferd, Pony) etc abgerufen werden (informationelle Amtshilfe). Durch Anhörung der Tochter (Art. 314 Ziff. 1 ZGB) müssten weitere Hinweise erhältlich sein, ebenso über den Kindsvater und allfällige Lebens- und Wohnpartner. So verträgt sich die Aussage, die Frau sei vermögenslos (Vorliegen von Schulden ohne Vermögen) nicht mit der Tatsache, dass die Klientin Besitzerin diverser Tiere ist (namentlich Pony und Pferd). 


3. Die angeordnete Massnahme scheint unverhältnismässig, weil sie nur unzureichend die Interessenwahrung der zu betreuenden Person abdeckt. Die Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB dient der Erledigung einer einzelnen Angelegenheit und würde den Beistand und die Vormundschaftsbehörde nicht zur Errichtung eines Inventars verpflichten. Hier aber handelt es sich um eine offenbar vollständig betreuungsbedürftige Person, welche umfassend zu vertreten ist (persönliche Betreuung, rechtliche Vertretung, Einkommens- und Vermögensverwaltung). Hiezu bedarf es einer kombinierten Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB. Die Vormundschaftsbehörde hat deshalb den Massnahmenbeschluss anzupassen und wenn möglich den Sachverhalt umfassender abzuklären.



4. Ist die Vermögenslage unübersichtlich, ist ein öffentliches Inventar aufzunehmen (Art. 398 Abs. 3 ZGB). Unübersichtlich kann die Situation sein, wenn bei verheirateten Personen die güterrechtlichen Ansprüche und Zuweisungen unklar sind, wenn ein undurchsichtiges Geschäftsgebaren vorliegt, wenn nicht alle Verpflichtungen bekannt sind, Vermögen verheimlicht wird oder aus anderem Grund eine unübersichtliche Lage vorliegt (Basler Kommentar ZGB I-Guler N 9 zu Art. 398). Ist eine zu betreuende Person verheiratet, so muss das ganze eheliche Vermögen inventarisiert werden (K. Affolter, Zur Inventarisierung und Verwahrung verbeiständeter Vermögen, ZVW 2004 S. 215 f. Ziff. 1.4).

Die Zuständigkeit zur Anordnung des öffentlichen Inventars liegt bei der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 398 Abs.3 ZGB), im Kanton Bern demnach beim Regierungsstatthalter.

5. Ihre Fragen lassen sich deshalb wie folgt beantworten:

a) Wie weit spielt bei der Inventaraufnahme der aktuelle Zivilstand eine Rolle: getrennt lebend, Aufenthalt des Ehemannes mir nicht bekannt.
Zu inventarisieren ist das gesamte eheliche Vermögen, wenn nicht nachweislich Gütertrennung vorliegt. Bei unübersichtlichen Vermögenssituationen (verheiratete betreute Person, unbekannter Aufenthalt des Ehemannes, unbekannte Vermögenswerte) ist ein öffentliches Inventar anzuordnen (Art. 398 Abs. 3 ZGB).


b) Sind die Voraussetzungen zur Anordnung eines öffentlichen Inventars nach Art. 398 Abs. 3 ZGB hier gegeben?
Soweit sich geschilderten Sachverhalt entnehmen lässt: ja.


c) Wenn ja: wer soll mit der Erstellung beauftragt werden?
Die Inventaraufnahme richtet sich nach kantonalem Recht. Für den Kanton Bern gilt:
Art. 43 EG ZGB 
VI. Inventaraufnahme  [Fassung vom 14. 3. 1995]
Die Aufnahme eines öffentlichen Inventars im Sinne des Artikels 398 Absatz 3 ZGB erfolgt nach den Vorschriften über das öffentliche Inventar des Erbrechtes; an Stelle des Massaverwalters tritt der Vormund, der Beirat  [Fassung vom 22. 11. 1989] oder der Beistand.

Bezüglich des Verfahrens gelten demnach Art. 61 ff., namentlich 65 EG ZGB und Art. 5 und 38 ff. Inventarverordnung des Kantons Bern. Danach wird die Inventaraufnahme durch den Regierungsstatthalter einem Notar anzuvertrauen, während dem Beistand (wie dem Massaverwalter im Erbgang) die Vermögensverwaltung obliegt (Art. 6 und 38 Abs. 2 InventarVO). Die Aufnahme des Inventars obliegt demnach im Kanton Bern (im Unterschied zu einzelnen andern Kantonen) nie dem Beistand, was sich schon daraus ergibt, dass das öffentliche Inventar notariell zu beglaubigen ist (Art. 5 Abs. 2 InventarVO).


d) Wenn nein: welche Vorkehrungen meinerseits sind zu treffen, um dem Anspruch auf Vollständigkeit des Inventars möglichst zu entsprechen, reicht es aus, zur Erhebung der ‚Altlasten’ beim Betreibungsamt des früheren Wohnortes einen Auszug zu verlangen?
Die Beantwortung der Frage kann dem zu beauftragenden Notar anheim gestellt bleiben. Er wird alle zumutbaren Erkundigungen einholen und allenfalls einen öffentlichen Rechnungsruf veranlassen müssen. In anspruchsvollen Fällen kann gestützt auf das Haager Übereinkommen über die Beweisaufnahme im Ausland vom 18. März 1970 (SR 0.274.132) allenfalls internationale Amtshilfe abgerufen werden, wenn der betreffende Staat diesem Abkommen beigetreten ist (für die Schweiz ist das Abkommen am 1.1.1995, für die Türkei am 12.10.2004 in Kraft getreten). Vergleiche diesbezüglich Bundesamt für Justiz, Wegleitung für die internationale Rechtshilfe, Dritte Ausgabe 2003, Kap. I.D. S. 5). 

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 9.4.2007
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